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Konferenz von Arno Krause

Großregion SaarLorLux
als europäisches Modell?

j-lo – Auf Einladung des „Deutscher
Verein in Luxemburg“ wird Arno
Krause, Vorstandsvorsitzender der
Europäischen Akademie Otzen-
hausen am Dienstag, dem 30. No-
vember, um 19 Uhr im HVB Lux-
embourg Private Banking Center
auf Kirchberg (10, rue Jean Mon-
net) eine Vortragsveranstaltung
mit anschließender Diskussion
zum Thema „Die Großregion Saar-
LorLux – die europäische Modell-
region?“ halten.

Arno Krause militiert seit mehr
als einem halben Jahrhundert für
die europäische Integration. Er
war Mitbegründer und bis 2004
Präsident der Internationalen
Föderation der Europa-Häuser.
Einen Namen machte er, der u. a.
auch Vertreter des Saarlandes in
der von Jacques Santer präsidier-
ten Kommission zur Entwicklung
des Zukunftsbildes 2020 der Groß-
region war, sich jedoch vor allem
als Mitbegründer und treibende
Kraft der Europäischen Akademie
Otzenhausen. Sie wurde 1954 als
Begegnungsstätte für die euro-
päische Jugend gegründet und ist
seit 1959 eine überparteiliche und
überkonfessionelle Bildungs- und
Forschungsstätte für Fragen der
europäischen Einigung und
der deutsch-französischen Zusam-
menarbeit. 

Zur Verstetigung des Europage-
dankens gründete Arno Krause
kürzlich die Stiftung „Forum
Europa“ mit Sitz in Luxemburg.

Sommet de la Francophonie

Claude Wiseler
à Ouagadougou

(SIP) – Le ministre de la Fonction
publique et ministre des Travaux
publics, Claude Wiseler, représen-
tera le Luxembourg à la conférence
des chefs d'Etat et de gouverne-
ment des pays ayant le français en
partage, conférence qui aura lieu à
Ouagadougou, au Burkina Faso, les
26 et 27 novembre. Ce 10e sommet
de la Francophonie est consacré au
thème «Espace solidaire pour un
développement durable».

L'Organisation internationale de
la Francophonie compte 51 pays
membres et cinq pays observa-
teurs. 

Chambre des députés

Dépôt de projets de loi
(chd) – Le 18 novembre, le ministre
de la Sécurité sociale, Mars Di Bar-
tolomeo, a déposé au greffe de la
Chambre des députés le projet de
loi 5401 portant ajustement des
pensions et rentes accident au ni-
veau de vie de 2003.

Le ministre des Affaires étran-
gères et de l'Immigration, Jean As-
selborn, a déposé le projet de loi
5402 portant approbation du pro-
tocole établi conformément à l'ar-
ticle 34 du traité sur l'Union euro-
péenne, modifiant, en ce qui
concerne la création d'un fichier
d'identification des dossiers d'en-
quêtes douanières, la convention
sur l'emploi de l'informatique dans
le domaine des douanes, signé à
Bruxelles, le 8 mai 2003.

Corps diplomatique

Audiences de congé
Le Grand-Duc a reçu successive-
ment en audience de congé M.
Sulaiman Abdulmanan, ambassa-
deur extraordinaire et plénipoten-
tiaire de la République d'Indonésie,
et M. Tahar Sioud, ambassadeur
extraordinaire et plénipotentiaire
de la République tunisienne.

Table ronde

Religions et laïcité
Dans le cadre du cycle de confé-
rences «Regards croisés sur l'Is-
lam, le Luxembourg et l'Europe»,
une table ronde traitant le sujet
«Religions et laïcité» aura lieu de-
main vendredi 26 novembre, à 20
heures, à la salle 0.03 du bâtiment
des sciences de l'Université du
Luxembourg, 162A, avenue de la
Faïencerie à Luxembourg.

La table ronde réunira des per-
sonnalités représentatives des dif-
férentes sensibilités religieuses et
laïques. Y participeront Mathias
Schiltz, vicaire général de l'Eglise
catholique, Alain Meyer, vice-pré-
sident du Consistoire israélite de
Luxembourg, Enrico Boaretto,
porte-parole du Centre culturel is-
lamique de Mamer, et Théodore
Pescatore, président honoraire de
l'association Liberté de conscience.
La table ronde sera animée par
Jean-Paul Lehners, vice-recteur de
l'Université du Luxembourg.

Editorial

Die Wachstumsfalle
von Marc Glesener

Ende Oktober waren in Luxem-
burg 8 991 Menschen ohne

Job. Damit nähern wir uns der
ominösen 9000er-Marke, die bis
dato erst einmal durchbrochen
worden ist, nämlich im vergange-
nen Januar. Damals registrierte
das Arbeitsamt 9 113 Erwerbs-
lose. Ein trauriger Rekord, der –
wie es aussieht – Anfang 2005
eingestelllt werden könnte. Es ge-
hört nun mal zu den Eigenarten
des hiesigen Arbeitsmarkts, dass
sich die allgemeine Lage in den
Wintermonaten zuspitzt. Dann,
wenn es in bestimmten beschäfti-
gungsintensiven Sparten der Öko-
nomie einfach langsamer dreht
und demnach auch weniger Per-
sonal gebraucht wird.

Doch abgesehen von solchen kon-
junkturell bedingten Schwankun-
gen: Luxemburg muss sich wohl
oder übel mit höheren Arbeitslo-
senquoten abfinden. Die Erwerbs-
losigkeit ist dabei, sich zu einem
strukturellen Problem zu entwi-
ckeln. Das untermauert übrigens
auch das Verhältnis zwischen ge-
schaffenen Jobs und Arbeitslosen
auf einer Zeitschiene von fünf
Jahren: Im Herbst 2000 waren im
Land 264 000 Personen beschäf-
tigt, einen Job suchten rund
5 000. Vier Jahre (und so einige
wirtschaftliche Turbulenzen) spä-
ter arbeiten in Luxemburg
304 000 Menschen, Erwerbslose
gibt es mittlerweile fast 9 000.

Mehr Jobs und gleichzeitig immer
mehr Arbeitslose – diese atypi-
sche Entwicklung lässt darauf
schließen, dass entgegen den Vor-
aussagen des Statec auch ein
Wirtschaftswachstum von fünf
oder mehr Prozent nicht unbe-
dingt zu einer Senkung der Ar-
beitslosenquote führt. Vor allem
deshalb, weil die meisten der Ak-
teure, die die nationale Wirtschaft
ankurbeln sollen, nicht zur Sparte
der beschäftigungsintensiven Un-
ternehmen gezählt werden kön-
nen. Da wäre zum Beispiel die
Hightech-Branche. Dort wird ge-
meinerhand mit einem Minimum
an hochqualifiziertem Personal
ein Maximum an Gewinn erzielt.

Dem Staat kann das angesichts
der anfallenden Steuern nur recht
sein. Nicht zu vergessen der posi-
tive Impakt auf die Wachstumsra-
ten. Doch der Arbeitslosigkeit,
wie wir sie jetzt in Luxemburg er-
leben, ist auf diese Weise nicht
beizukommen.

Ganz im Gegenteil! Der Staatsrat
macht in seinem Gutachten zum
Staatshaushalt 2005 zu Recht da-
rauf aufmerksam, dass es ein er-
hebliches Ungleichgewicht zwi-
schen Qualifizierung und Wissen
von Arbeit Suchenden auf der
einen, den Anforderungen und
Wünschen der Unternehmen auf
der anderen Seiten gibt. – Was
also tun? Möglichst viele Leute
(wieder) für den Arbeitsmarkt fit
machen? Ja, Umschulung und
Weiterbildung sind Elemente, die
zu einer Verbesserung der sich
zuspitzenden Lage beitragen
können.

Was bleibt, ist jedoch das Grund-
problem einer Wirtschaftsstruk-
tur, in der immer weniger Platz
für Leute bleibt, die unterqualifi-
ziert sind oder überhaupt keine
abgeschlossene Ausbildung haben
und – das wiegt noch schwerer –
nicht so ohne weiteres umge-
schult werden können.

Die Arbeitslosigkeit effizient be-
kämpfen heißt ebenfalls, sich Ge-
danken über die Beschaffenheit
der nationalen Ökonomie zu ma-
chen. Das bedeutet auch, Abstand
zu nehmen von einer strategi-
schen Vorgehensweise, die sich
im Wesentlichen an rein wirt-
schaftlichen Resultaten orientiert.

Luxemburg braucht auch in Zu-
kunft (mehr denn je) Betriebe, die
arbeitsintensiv sind und vor allem
Jobs im Niedriglohnbereich schaf-
fen. Ein Umstand, der oft verges-
sen wird, wenn über Kompetitivi-
tät und deren Steigerung geredet
wird. Das gilt übrigens auch für
die Debatte auf europäischer
Ebene (Stichwort Lissabon), wo
etliche sich anschicken, Markt-
wirtschaft und Soziales auseinan-
der zu dividieren.

Drogenpolitik

Neue Wege einschlagen
ADR stellt heroingestützte Behandlung vor

(mas) – Neue Wege will das ADR in
der Drogenpolitik beschreiten. Das
Aktionskomitee lehnt sich am
Schweizer Modell, der heroin-
gestützten Behandlung, an.

„Es muss etwas Neues gesche-
hen“, meinte Parteipräsident Ro-
bert Mehlen bei der Vorstellung
des Konzeptes. „Repression allein
führt zu keinem Erfolg“. Und
Handlunsgbedarf bestehe allemal,
fügte Aly Jaerling hinzu, „die Dro-
genproblematik mit ihren verhee-
renden Begleiterscheinungen
droht uns über den Kopf zu wach-
sen.“

Die heroingestützte Behandlung,
die vor zehn Jahren in der Schweiz
versuchshalber eingeführt wurde,
wird mittlerweile in 21 Zentren,
darunter zwei Vollzugsanstalten,
angeboten. Sie beinhaltet eine
strikt reglementierte und kontrol-
lierte Verschreibung von pharma-
zeutischem Heroin, eingebettet in
eine umfassende psychosoziale Be-
treuung und ärztliche Behandlung,
so die Beschreibung durch das
Bundesamt für Gesundheit.

Mehlen wies auf die Erfolge der
Methode hin: Etwa zwei Drittel der
Drogenabhängigen würden in den
Genuss der Behandlung kommen
und die Beschaffungskriminalität
tendiere gen Null. Eine Beschaf-
fungskriminalität, deren Ausmaß
Fraktionsführer Gast Gibéryen an-
hand eines Beispiels verdeutlichte:
Zwischen 100 und 200 neue Dro-
genkonsumenten müsste ein Ab-
hängiger anwerben, um seine ei-
gene Sucht zu finanzieren.

Die Politik sei nun gefordert, be-
dauerte man beim Aktionskomitee,
dass seit der Debatte vor acht Jah-
ren nicht mehr viel passiert sei –
außer dass der parlamentarische
Sonderausschuss ,Drogen‘ aufge-
löst worden sei. Beim Kammerprä-
sidenten will das ADR demnächst
denn auch einen Antrag einrei-
chen, diese Spezialkommission
wieder einzusetzen. Auch soll die
Thematik im Gesundheitsaus-
schuss zur Sprache kommen. Ob
letztlich politische Fortschritte er-
zielt würden, sei eine Frage des
Wollens, so Mehlen abschließend.

König Abdullah II. im Großherzogtum

Den Friedensprozess im Nahen Osten wieder ankurbeln
Weitgehende Übereinstimmung zwischen Luxemburg und Jordanien festgestellt

Offizielles Photo im Palais von der Visite – Das großherzogliche Paar mit König Abdullah II.
von Jordanien (2.v.l.) und Prinz Ali Bin Al-Hussein (rechts). (Photo: Tessy Hansen)

j-lo – Zu seiner ersten Visite in
Luxemburg traf gestern Mittwoch
König Abdullah II. von Jordanien
ein, nachdem sein 1999 verstorbe-
ner Vater, König Hussein, das
Großherzogtum im Januar 1999
und im November 1985 besucht
hatte.

Nach der offizösen Begrüßung
am Flughafen durch den delegier-
ten Außenminister Nicolas Schmit,
Hofmarschall Jean-Jacques Kasel,
Protokollchef Jean-Jacques Wel-
fring und den jordanischen Ge-
schäftsträger Malek Twal ging der
offizielle Empfang kurz vor 15.30
Uhr in der Rue du Marché-aux-
Herbes vor dem großherzoglichen
Palais bzw. der Abgeordnetenkam-
mer vor sich.

Unter den Klängen der von Ma-
jor André Reichling dirigierten Mi-
litärmusikkapelle, die auch die Na-
tionalhymnen beider Länder into-
nierte, schritten Großherzog Henri
und König Abdullah die Ehrenfront
einer Abordnung der Luxemburger
Armee ab, die unter dem Kom-
mando von Oberleutnant Tom
Schons stand. 

Alsdann kam es zur Vorstellung
der Delegationen. Auf luxemburgi-
scher Seite waren dies Parlaments-
präsident Lucien Weiler, Premier-
minister Jean-Claude Juncker, Kul-
tur- und Arbeitsminister François
Biltgen, der delegierte Außen-
und Immigrationsminister Nicolas
Schmit, Staatssekretärin Octavie

Modert, Erster Stadtschöffe Lau-
rent Mosar, Sylvie Lucas (General-
direktorin der politischen Abtei-
lung im Außenministerium) und
Sandra Thein (diplomatische Bera-
terin des Premierministers). Die
jordanische Delegation bestand
u.a. aus Prinz Ali Bin Al Hussein
(Flügeladjutant des Königs), Samir
Al-Rifai (Minister des Königshofes),
Außenminister Dr. Hani Mulki, Pla-
nungs- und Kooperationsminister
Bassem Awadallah und dem desig-
nierten Botschafter Muhyieddeen
Touq.

Im großherzoglichen Palais emp-
fing König Abdullah nacheinander
Premierminister Jean-Claude Jun-
cker und Außenminister Jean As-
selborn zu politischen Gesprächen
in Audienz, bevor er am frühen
Abend in der Abtei Neumünster die
Ausstellung „Lever le voile, fem-
mes artistes en terre d'Islam“ eröff-
nete (siehe hierzu Seite 7 dieser
Ausgabe). Prinzessin Wijdan Ali,
Präsidentin der „Jordan National
Gallery of Fine Arts“, führte durch
die Ausstellung, die am 11. März
2003 am Sitz der Unesco in Paris

anlässlich des Frauentages im Bei-
sein von Großherzogin Maria Te-
resa und Königin Rania eingeweiht
worden war.

Währenddessen hatte sich Au-
ßenminister Jean Asselborn im
Sankt-Maximin-Gebäude mit sei-
nem jordanischen Amtskollegen
Dr. Hani Mulki, der erst seit weni-
gen Wochen im Amt ist, zu einer
politischen Unterredung getroffen,
über deren Inhalt sie umgehend in
einer gemeinsamen Pressekonfe-
renz informierten. 

Jean Asselborn stellte fest, dass
Jordanien stets Vermittler im Na-
host-Konflikt gewesen ist und
einen Stabilisierungsfaktor in der
Region darstellt. Nach dem Tod
von Arafat müsse der Friedenspro-
zess unbedingt wieder angekurbelt
werden.

Hani Mulki sprach von ausge-
zeichneten bilateralen Beziehun-
gen zwischen Jordanien und Lu-
xemburg, die zusammen mit der
EU im Interesse des Friedens im
Nahen Osten genutzt werden soll-
ten. Die „Roadmap“ müsse unbe-
dingt wieder auf den Tisch kom-
men und vorangetrieben werden.
Lob gab es für Luxemburg wegen
seiner aktiven Unterstützung beim
Zustandekommen Ende 1997 des
Assoziierungsabkommens mit der
EU. 

Heute geht die königliche Visite
kurz vor Mittag mit der Weiterreise
der Gäste nach Brüssel zu Ende.

Kommunale Bebauungspolitik / Reform der 37er Gesetzgebung

Kritik und Klärungsbedarf
Treffen Halsdorf / Klein am 10. Dezember

(mas) – Seit Anfang August haben
die Gemeinden ein neues Regel-
werk, das ihnen als legaler Leitfa-
den in ihren Besiedlungsbestre-
bungen dient. Mitte Mai hatte das
Parlament dem Lifting der Gesetz-
gebung von 1937 zugestimmt. Der
damals zuständige Innenminister
Michel Wolter zeigte sich im LW-
Gespräch stolz auf die geleistete
Arbeit. Sein Nachfolger Jean-Marie
Halsdorf, im Mai noch député-
maire, bescheinigte der Reform bei
der Debatte am Krautmarkt „visio-
nären Charakter“.

Das Gesetz mit seinen acht Aus-
führungsvorschriften sieht u. a.
vor, dass die Gemeinden nunmehr
alle sechs Jahre ihren allgemeinen
Bebauungsplan überprüfen und
gegebenenfalls anpassen müssen.
Auch kommt es zu einer Vereinfa-
chung der Prozeduren; der plan
d'aménagement particulier, als
Verlängerung des allgemeinen Be-

bauungsplanes, wird nicht mehr
an den Landesplanungsausschuss
weitergereicht und seine zweite
Abstimmung entfällt, falls es zu
keinen Beanstandungen kommt.

Dennoch bleiben viele Fragen of-
fen, wie sich bei den Syvicol-Infor-
mationsversammlungen heraus-
stellte. Dazu gehört z. B.die Neure-
gelung der 25-Prozent-Klausel; ne-
ben dem Abtreten eines Viertels
des Bauareals an die Gemeinde ist
künftig auch die finanzielle Kom-
pensierung möglich – was nicht
ohne Auswirkung auf die Bauland-
preise bleibt (siehe Télécran dieser
Woche).

Für den 10. Dezember wurde
eine Unterredung zwischen Syvi-
col-Präsident Jean-Pierre Klein
und Innenminister Jean-Marie
Halsdorf anberaumt. Beide wollen
dann die Kritikpunkte erörtern und
sich gegebenenfalls auf Anpassun-
gen verständigen.

Zum Nachdenken

Kosovo

Die Hälfte der Bevölkerung im Ko-
sovo ist unter 25 – eine tickende
Zeitbombe. Die Arbeitslosigkeit
liegt bei 60 Prozent.

Erhard Busek
Balkan-Beauftragter der EU

(Focus, 45/2004)

EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei

„Es ist noch nicht gelaufen“
Troika gab Klarstellungen an türkischen Außenminister

j-lo – Im Anschluss an seine ge-
meinsame Pressekonferenz mit
seinem jordanischen Amtskollegen
Dr. Hani Mulki (siehe oben) vermit-
telte Außenminister Jean Assel-
born gestern am frühen Abend
seine Eindrücke vom Treffen der
EU-Troika, bestehend aus dem nie-
derländischen Außenminister Ber-
nard Rudolf Bot, dem zukünftigen
EU-Ministerratsvorsitzenden Jean
Asselborn und dem neuen EU-Er-
weiterungskommissar Olli Rehn,
am selben Tag in Den Haag mit
dem türkischen Außenminister Ab-

dullah Gül. Hauptdiskussionspunkt
war die für den kommenden 17.
Dezember anstehende Entschei-
dung des EU-Gipfels über die Auf-
nahme von Beitrittsverhandlungen
mit der Türkei.

Während die türkische Seite ein
festes Datum haben wollte und er-
klärte, für sie könne ein offenes
Ende der Verhandlungen nicht hei-
ßen, dass diese letztlich nicht doch
in einer Vollmitgliedschaft enden,
gab die EU-Troika, laut Asselborn,
ihren Gesprächspartnern zu ver-
stehen, dass in Sachen Aufnahme

von Verhandlungen noch nichts
gelaufen sei. Insofern könne daher
im jetzigen Stadium nicht über die-
ses oder jenes verhandelt werden,
sondern es müsse am 17. Dezem-
ber zuerst zu einer einstimmigen
Entscheidung über die Aufnahme
von Verhandlungen kommen. Und
in dieser Hinsicht müsse die Türkei
wirklich sämtliche 25 EU-Mitglied-
staaten überzeugen. Diesbezüglich
müssten auf türkischer Seite vor-
her noch einzelne Angelegenheiten
mit Griechenland geregelt werden
und Bewegung in die Zypern-Frage

in Richtung einer Lösung ange-
strebt werden. 

Von der niederländischen EU-
Ratspräsidentschaft wird in nächs-
ter Zeit ein Fragebogen an sämtli-
che EU-Mitgliedstaaten geschickt,
um eine Bestandsaufnahme im
Türkei-Dossier zu machen. In Sa-
chen Menschenrechte wurde ei-
nerseits anerkannt, dass in den
letzten Jahren so manches ge-
schah, doch wurde andererseits
von der Troika klargestellt, dass
u.a. ebenfalls in Sachen Menschen-
rechte Null-Toleranz gilt.

Amnesty International

Gewalt in der Familie
Bericht über die Situation in Luxemburg vorgelegt

Häusliche Gewalt: Keine Einzelfälle sondern Gesellschaftsproblem. (Photo: Serge Waldbillig)

LZB – Drei Frauen starben 2003
in Luxemburg durch die Hand
ihres Partners. Häusliche Ge-
walt steht dieses Jahr im Mittel-
punkt der Aktionen im Vorfeld
des Welttags der Menschen-
rechte am 10. Dezember.

Seit März läuft eine Kampagne der
Menschenrechtsorganisation Am-
nesty International, die auf die zu-
nehmende Gewalt gegen Frauen
hinweist. Gestern stellte Amnesty
International Luxembourg (AIL)
einen detaillierten Bericht über
häusliche Gewalt im Großherzog-
tum vor und erinnerte an die Situa-
tion von Frauen in internationalen
Konfliktherden.

„Es ist das erste Mal, dass wir
einen eigene Studie vorlegen“, er-
klärte AIL-Präsident Domique du
Fays. Laura Dominici und Virginie
Giarmana hatten seit März bei Jus-
tiz, Polizei, Frauenorganisationen
und Ärzten Informationen gesam-
melt und Gespräche geführt. 

Ihre Beobachtungen mündeten
in Empfehlungen an die Regierung
und die verantwortlichen Stellen,
um die bestehende Gesetzgebung
weiter zu verbessern.

Das Wegweisungsgesetz von
2003 sei ein Schritt in die richtige
Richtung gewesen, so die Autorin-
nen des Berichtes.

Noch liege keine offizielle Statis-
tik über die Inanspruchnahme des
Wegweisungsgesetzes vor. Laut
Laura Dominici sind aber alle ver-
antwortlichen Stellen bemüht, zu-
verlässige Daten zu erheben. AIL
sieht es als notwendig an, die ge-
wonnen Erkenntnisse zu nutzen,
um Profile von Opfern und Tätern
zu erstellen. Laut Informationen
der Polizei hätten aber von Novem-
ber 2003 bis August 2004 239
Einsätze wegen häuslicher Gewalt
stattgefunden. In 144 Fällen sei
eine Person aus der Wohnung ver-
wiesen worden. 67,7 Prozent der
Fälle betrafen verheiratete Paare,
90,5 Prozent der Opfer waren
Frauen.

Wegweisungsgesetz verbessern
Betreffend das Wegweisungsgesetz
schlägt die Menschenrechtsorgani-
sation vor, eine Auffangstruktur
für die verbannten Personen zu
schaffen. Die betroffenen Familien,
besonders solche mit Kindern,
müssten adäquat betreut werden.

Man sollte die Familien nach einem
Vorfall nicht alleine lassen und ver-
suchen, durch Betreuung die Wie-
derholungsgefahr zu mindern. AIL
ist der Meinung, dass auch die
Täter an spezialisierte Betreuungs-
dienste verwiesen werden müss-
ten. Es sei zudem sinnvoll, die Poli-
zei bei Einsätzen wegen häuslicher
Gewalt von Fachleuten begleiten
zu lassen, die sich mit Familienkri-
sen auskennen.

Für Dominici ist eine weitere
Schulung der Ordnungskräfte für
die Handhabung von Fällen häusli-
cher Gewalt unabdingbar.

Da ein ärztliches Attest vor Ge-
richt von besonderer Bedeutung
für die Beweisführung sei, sollte
man eine Vereinfachung und Stan-
dardisierung dieser Bescheinigun-
gen ins Auge fassen.

Auch sollte ein Netzwerk zwi-
schen den amtlichen Stellen und
den diversen Hilfsorganisationen
geschaffen werden, regen die Ver-
fasser des Berichts an.

Die Regierung sollte die Öffent-
lichkeit noch stärker auf das Phä-
nomen der Brutalität in den Fami-

lien aufmerksam machen. „Es sind
keine privaten Einzelfälle, es ist ein
Problem unserer Gesellschaft“, so
Virginie Giarmana. Die weitläufige
Meinung, häusliche Gewalt komme
vor allem in sozial schwachen
Haushalten vor, sei genauso unzu-
treffend wie die Vermutung, nur
Ausländer seien betroffen. Nach
ihrer Einschätzung kommt häusli-
che Gewalt in allen sozialen
Schichten der Gesellschaft vor.

Frauen und Krieg
Virginie Giarmana machte auf die
Situation der Frauen in den Kriegs-
gebieten weltweit aufmerksam. In
zunehmendem Maß leide die Zivil-
bevölkerung, stellt Amnesty Inter-
national fest. Besonders Frauen
und Mädchen seien Opfer. Wäh-
rend die Männer als Soldaten
kämpfen müssten, seien Frauen
besonders sexueller Gewalt ausge-
setzt. Frauen würden vergewaltigt,
misshandelt und zu Schwanger-
schaften gezwungen. Entführun-
gen, Versklavung und Prostitution
seien weitere Gewaltmittel gegen
Frauen.

Auch würden Frauen immer
häufiger in direkte Kampfhandlun-
gen verwickelt. Diese Verschlech-
terungen habe man beispielsweise
bei den Konflikten in Sierra Leone,
Kolumbien und Bosnien beobach-
ten können. Amnesty International
berichte regelmäßig über diese
Formen von Menschenrechtsver-
letzungen und unterbreite der
Staatengemeinschaft Empfehlun-
gen zum Eingreifen.

AIL hat eine Dokumentation für
Schulen zusammengestellt, die es
den Lehrern erlaubt, das Thema
Menschenrechte und die Proble-
matik häusliche Gewalt mit ihren
Schülern zu diskutieren.

Tag der Menschenrechte
Am Welttag der Menschenrechte
will die Luxemburger Gruppe von
Amnesty International in besonde-
rer Weise den Verfolgten geden-
ken. Am 10. Dezember soll der
Pont Adolphe in Luxemburg-Stadt
mit Kerzenlicht erhellt werden.
Treffpunkt für diese Kundgebung
des guten Willens ist um 17 Uhr bei
der Gëlle Fra.


